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Neue Aspekte bei Genehmigung und Betrieb  
von Abfallentsorgungsanlagen  

– welche Änderungen ergeben sich durch die IED? – 

Rainer Geesmann

1. 	 IED-Anlagen in der Entsorgungswirtschaft.................................................4

2. 	 Der Ausgangszustandsbericht (AZB)............................................................6

3. 	 Beste Verfügbare Techniken (BVT).............................................................10

4. 	 Umweltinspektionen......................................................................................13

Bei der Genehmigung und dem Betrieb von Abfallentsorgungsanlagen sind vielfältige 
Normen des anlagenbezogenen deutschen Umweltrechts zu beachten, namentlich 
solche des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) und der zu seiner Durch-
führung ergangenen Rechtsverordnungen (BImSchV’en). Diese Rechtsvorschriften 
sind in erheblichem Umfang europarechtlich veranlasst. Der Umweltgesetzgeber in 
Brüssel hat das Recht der Industrieanlagen mit der sogenannten Industrieemissions-
Richtlinie1 (nachfolgend: IED2) neu geregelt. Die IED löst die IVU-Richtlinie3 ab und 
integriert weitere Richtlinien, welche Regelungen für den Betrieb umweltrelevanter 
Industrieanlagen enthalten.4

Dieser Beitrag befasst sich mit ausgewählten Regelungen des BImSchG sowie der 4. und 
der 9. BImSchV, welche zum Zwecke der Umsetzung der IED geändert bzw. erstmalig 
in die vorbezeichneten Regelwerke aufgenommen wurden. Die Änderungen bzw. 
Neuregelungen sind größtenteils am 02.05.2013 in Kraft getreten. Seitdem haben sie in 
der Genehmigungs- und Überwachungspraxis verschiedene rechtliche Fragestellungen 
aufgeworfen, die der vorliegende Beitrag beleuchtet: 

Für die Genehmigung und den Betrieb von Abfallentsorgungsanlagen ist von Be-
deutung, unter welchen Voraussetzungen sie den Status einer sogenannten IED-
Anlage mit den damit einhergehenden, speziell auf IED-Anlagen zugeschnittenen  

1	 Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24.11.2010 über Industrieemissionen 
(integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung).

2	 Abkürzung für die englische Fassung Industrial Emissions Directive.
3	 Richtlinie 2008/1/EG vom 15.01.2008 des Europäischen Parlaments und des Rates über die integrierte Ver-

meidung und Verminderung der Umweltverschmutzung.
4	 Nämlich die Richtlinie 2000/77/EG vom 04.12.2000 über die Verbrennung von Abfällen, die Richtlinie 2001/80/

EG zur Begrenzung von Schadstoffemissionen von Großfeuerungsanlagen in die Luft, die Richtlinie 1999/13/EG 
vom 11.03.1999 über die Begrenzung von Emissionen flüchtiger organischer Verbindungen, die bei bestimmten 
Tätigkeiten und in bestimmten Anlagen bei der Verwendung organischer Lösungsmittel entstehen, sowie diverse 
Richtlinien betreffend die Titandioxidproduktion (Richtlinien 78/176/EWG, 82/883/EWG, 92/112/EWG).
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immissionsschutzrechtlichen Verpflichtungen erhalten (dazu unter 1.). So ist in 
Genehmigungsverfahren für IED-Anlagen unter bestimmten Voraussetzungen ein 
sogenannter Ausgangszustandsbericht (nachfolgend: AZB, dazu unter 2.) vorzule-
gen. Ein zentrales Anliegen der Verfasser der IED bestand ferner darin, den Besten 
Verfügbaren Techniken (nachfolgend: BVT) eine gesteigerte Bindungswirkung bei der 
Genehmigung und der Überwachung von Industrieanlagen zukommen zu lassen; dies 
wird sich auch auf Anlagen der Entsorgungswirtschaft auswirken (dazu unter 3.). Für 
einen gewissen Aufruhr bei Anlagenbetreibern – nicht nur der Entsorgungswirtschaft 
– haben schließlich Regelungen im BImSchG zur Veröffentlichung sogenannter Um-
weltinspektionsberichte gesorgt (dazu unter 4.).

1. IED-Anlagen in der Entsorgungswirtschaft

Vor Umsetzung der IED in das deutsche Immissionsschutzrecht entschied der Anhang 
der 4. BImSchV darüber, ob eine Anlage überhaupt einer Genehmigung nach dem 
BImSchG bedurfte und – bejahendenfalls – ob das Genehmigungsverfahren als förm-
liches Verfahren mit (sogenannte Spalte-1-Anlagen) oder als vereinfachtes Verfahren 
ohne Öffentlichkeitsbeteiligung (sogenannte Spalte-2-Anlagen) durchgeführt werden 
musste. Nach BImSchG genehmigungsbedürftige Anlagen der Entsorgungswirtschaft 
waren dabei unter Nr. 8 des Anhangs zur 4. BImSchV aufgelistet. 

Die durch die Umsetzung der IED veranlassten Änderungen der 4. BImSchV, die im 
Wesentlichen am 02.05.2013 in Kraft getreten sind, haben insoweit nichts grundlegend 
Neues gebracht: Nach wie vor sind Anlagen der Entsorgungswirtschaft unter Nr. 8 des 
– nunmehrigen – Anhangs 1 zur 4. BImSchV geregelt. Ob eine Entsorgungsanlage im 
förmlichen Verfahren mit oder im vereinfachten Verfahren ohne Öffentlichkeitsbetei-
ligung zu genehmigen ist, bestimmt sich seit dem 02.05.2013 danach, ob sie mit einem 
G (= förmliches Genehmigungsverfahren) oder mit einem V (= vereinfachtes Geneh-
migungsverfahren) in der Spalte Verfahrensart gekennzeichnet ist; die Differenzierung 
nach sogenannten Spalte-1- und Spalte-2-Anlagen wurde aufgegeben. 

Mit Umsetzung der IED wurde in das deutsche Immissionsschutzrecht der neue 
Anlagentypus der IED-Anlage eingeführt. IED-Anlagen der Entsorgungswirtschaft 
sind, wie IED-Anlagen anderer Branchen auch, im Anhang 1 der 4. BImSchV mit E 
gekennzeichnet. 

Weil bestimmte Anforderungen des geänderten BImSchG nur für IED-Anlagen gel-
ten, besteht seit Inkrafttreten der Änderungen der 4. BImSchV zum 02.05.2013 ein 
praktisches Bedürfnis dafür, bei Bestandsanlagen anhand der Genehmigungslage zu 
identifizieren, wie die Anlage nunmehr dem geänderten Anhang 1 der 4. BImSchV 
zuzuordnen ist; insbesondere ist zu klären, ob es sich um eine IED-Anlage handelt. 
Schwierigkeiten kann dabei gelegentlich der Umstand bereiten, dass die Anlagenbe-
schreibung einzelner genehmigungsbedürftiger Entsorgungsanlagen im Anhang 1 der 
4. BImSchV in der ab dem 02.05.2013 maßgeblichen Fassung im Vergleich zur Vorgän-
gerfassung geändert worden ist. So wurde beispielsweise bei Anlagen zur Erzeugung 
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von Kompost5 die maßgebliche Mengenschwelle umgestellt von der Jahres- auf die 
Tagesdurchsatzleistung an Einsatzstoffen. Ist keine (maximale) Tagesdurchsatzleistung 
genehmigt worden (und kann eine solche auch nicht im Wege der Auslegung von Ge-
nehmigung und Antragsunterlagen ermittelt werden), sondern nur eine (maximale) 
Jahresdurchsatzleistung, weil es hierauf nach der seinerzeitigen Fassung des Anhangs 
zur 4. BImSchV allein ankam, stellt sich die Frage, wie die erforderliche Umrechnung 
von der genehmigten Jahres- auf die Tagesdurchsatzleistung zu erfolgen hat.6

Anlass für gelegentlich kontroverse Diskussionen mit Behördenvertretern bietet etwa 
auch die seit dem 01.05.2015 verbindliche Anlagenbeschreibung der Nr. 8.11.2.3 des 
Anhangs 1 zur 4. BImSchV, wonach Anlagen zur sonstigen Behandlung von nicht ge-
fährlichen Abfällen, soweit diese für die Verbrennung oder Mitverbrennung vorbehandelt 
werden, bei einer Durchsatzkapazität von fünfzig Tonnen oder mehr je Tag den Status 
einer IED-Anlage haben. In der behördlichen Vollzugspraxis wird gelegentlich vertre-
ten, die Tatbestandsmerkmale der vorbezeichneten Anlagenbeschreibung seien auch 
bei solchen Anlagen erfüllt, bei denen – und sei es nur zu einem untergeordneten Teil 
– Abfälle, die während des anlageninternen Behandlungsprozesses anfallen, mangels 
alternativer Entsorgungsmöglichkeiten der externen Verbrennung oder Mitverbren-
nung zugeführt werden müssen. Dabei spricht Überwiegendes dafür, dass Nr. 8.11.2.3 
nur dann einschlägig ist, wenn der Hauptzweck der Anlage nach dem Willen des An-
lagenbetreibers und dem dahinlautenden Anlagenkonzept in der Vorbehandlung der 
Abfälle – mit dem Wortlaut der Anlagenbeschreibung in Nr. 8.11.2.3 – für den Zweck 
der Verbrennung/Mitverbrennung liegt, wie dies beispielsweise bei Anlagen zur Her-
stellung von Ersatzbrennstoffen der Fall ist. Allein, dass Abfälle nach Durchlaufen des 
anlageninternen Behandlungsprozesses mangels alternativer Entsorgungsmöglichkeiten 
de facto extern verbrannt/mitverbrannt werden, führt daher nicht zwangsläufig zur 
Einstufung als Vorbehandlungsanlage im Sinne der Nr. 8.11.2.3. 

Ob freiwillige Begrenzungen der Mengenschwellen für Betreiber von Entsorgungs-
anlagen – sei es durch Verzichtserklärungen bei Bestandsanlagen oder aber durch 
entsprechende Begrenzung des Antragsgegenstands im (Änderungs)Genehmigungs-
verfahren – ein probates Mittel sind, um den Status einer IED-Anlage zu vermeiden, 
hängt maßgeblich von wirtschaftlichen Erwägungen ab. Bei technisch komplexeren 
Anlagen insbesondere zur Behandlung von gefährlichen Abfällen7, deren Errichtung 
und Betrieb einen entsprechenden Investitionsbedarf auslösen bzw. ausgelöst haben, 
wird eine Begrenzung der Mengenschwellen ausscheiden, wenn die Anlage andernfalls 
nicht mehr wirtschaftlich betrieben werden kann.

5	 Nr. 8.5 des Anhangs 1 zur 4. BImSchV.

⁶	 Ein – indes nicht rechtsverbindlicher – Ansatz findet sich hierfür in den Auslegungsfragen und Antworten 
zur 4., 13. und 17. BImSchV der LAI-AISV, Stand 09.07.2015, S. 49 f., http://www.lai-immissionsschutz.de/
servlet/is/20172/150709_Auslegungsfragen_4-13-17_BImSchV.pdf?command=downloadContent&filena
me=150709_Auslegungsfragen_4-13-17_BImSchV.pdf, abgerufen am 09.12.2016.

7	 Etwa Anlagen zur chemisch-physikalischen Behandlung im Sinne der Nr. 8.10 oder Anlagen zur Behandlung 
gefährlicher Abfälle im Sinne der Nr. 8.11.1 des Anhangs 1 zur 4. BImSchV.
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2. Der Ausgangszustandsbericht (AZB)

Bekanntermaßen hat sich der Vorschlag der EU-Kommission für eine Richtlinie des 
Europäischen Parlaments und des Rates zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für den 
Bodenschutz im Jahr 2006 nicht durchgesetzt. Bis heute gibt es keine europäische Bo-
denschutzrahmenrichtlinie. Belange des Bodenschutzes haben stattdessen unter anderem 
in die IED Eingang gefunden in Gestalt der Regelungen über den AZB.8 

Unter den Voraussetzungen des § 10 Abs. 1a Satz 1 BImSchG ist der Betreiber einer 
IED-Anlage verpflichtet, in einem anstehenden (Änderungs)Genehmigungsver-
fahren nach BImSchG einen AZB vorzulegen. Dies gilt für IED-Anlagen, in denen 
sogenannte relevante gefährliche Stoffe verwendet, erzeugt oder freigesetzt werden, 
wenn und soweit eine Verschmutzung des Bodens oder des Grundwassers auf dem 
Anlagengrundstück durch die relevanten gefährlichen Stoffe möglich ist. Eine derartige 
Verschmutzungsmöglichkeit besteht gemäß § 10 Abs. 1a Satz 2 BImSchG nicht – und 
es ist demzufolge kein AZB vorzulegen –, wenn aufgrund der tatsächlichen Umstände 
ein Eintrag ausgeschlossen werden kann. Darauf wird sogleich zurückzukommen sein.

Bei den so in Bezug genommenen relevanten gefährlichen Stoffen handelt es sich in 
erster Linie um wassergefährdende Stoffe/Gemische im Sinne des europäischen Ge-
fahrstoffrechts, hier namentlich der sogenannten CLP-VO.9 Gemäß § 4a Abs. 4 der 9. 
BImSchV muss der AZB Informationen über Boden- und Grundwassermessungen 
zu den relevanten gefährlichen Stoffen enthalten, die den Zustand zum Zeitpunkt der 
Erstellung des AZB wiedergeben und die dem Stand der Messtechnik entsprechen. 
Sind entsprechende Informationen nicht vorhanden, müssen sie durch Messung 
generiert werden. 

Der Sinn und Zweck des AZB erschließt sich aus § 5 Abs. 4 BImSchG. Danach trifft den 
Betreiber einer IED-Anlage die Pflicht zur Wiederherstellung des Ausgangszustands, 
wenn durch den Anlagenbetrieb im Vergleich zu dem im AZB angegebenen Zustand 
erhebliche Boden- und Grundwasserverschmutzungen verursacht worden sind und 
die Wiederherstellung des Ausgangszustands verhältnismäßig ist. Der AZB dient 
hiernach der Beweissicherung sowie als Sanierungszielvorgabe für den Fall der (end-
gültigen) Einstellung des Anlagenbetriebs: Stellt sich nach Einstellung des Betriebs der 
IED-Anlage heraus, dass im Vergleich zu der im AZB dokumentierten Belastung des 
Bodens und/oder des Grundwassers durch relevante gefährliche Stoffe Veränderungen 
der Belastungssituation eingetreten sind, die als erhebliche Boden- und/oder erhebliche 
Grundwasserverschmutzungen bewertet werden müssen, muss der Anlagenbetreiber 
die Belastungssituation nach Einstellung des Betriebs der Anlage auf den im AZB an-
gegebenen Zustand zurückführen, soweit dem nicht Verhältnismäßigkeitserwägungen 
entgegenstehen. 

8	 Art. 22 Absätze 2 und 3 IED.
9	 Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16.12.2008 über die Einstu-

fung, Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und Gemischen.



9

Neue Aspekte bei Genehmigung und Betrieb von Abfallentsorgungsanlagen  

Re
ch

t 
un

d 
W

ir
ts

ch
af

t

Der AZB umfasst grundsätzlich nur relevante gefährliche Stoffe, die Gegenstand des 
Genehmigungsantrags nach BImSchG sind. Gemäß § 25 Abs. 2 der 9. BImSchV ist 
allerdings der AZB für die gesamte IED-Anlage unter Einbeziehung der in ihr ver-
wendeten, erzeugten und freigesetzten relevanten gefährlichen Stoffe bei Änderungs-
genehmigungsverfahren nach dem 07.07.2015 auch dann zu erstellen, wenn relevante 
gefährliche Stoffe nicht antragsgegenständlich sind. 

Nicht gefordert werden kann anlässlich der Erstellung eines AZB auf der Grundlage 
der insoweit maßgeblichen Vorgaben des Immissionsschutzrechts dagegen die Mes-
sung solcher relevanten gefährlichen Stoffe, die zwar nicht in der Anlage erzeugt, 
verwendet oder freigesetzt werden, durch die die zuständige Überwachungsbehörde 
aber eine Kontamination des Bodens/Grundwassers befürchtet. Insoweit sind vielmehr 
die einschlägigen Regelungen des Bundesbodenschutzgesetzes (BBodSchG) bzw. des 
Umweltschadensgesetzes (USchadG) maßgeblich, nach denen sich bestimmt, ob der 
Anlagenbetreiber zur Ermittlung verpflichtet werden kann.

Aus Sicht des betroffenen Anlagenbetreibers birgt dabei der Umstand, dass für die 
Zwecke der Erstellung eines AZB unter Umständen Boden- und Grundwassermes-
sungen vorzunehmen sind, je nach Anlagenstandort und seiner (ggf. bis in die Zeit 
der industriellen Revolution reichenden) Vorgeschichte ein Risiko. Denn werden bei 
der Untersuchung von Boden/Grundwasser auf relevante gefährliche Stoffe schädliche 
Bodenveränderungen oder Grundwasserschäden festgestellt, kann dies äußerstenfalls 
– bei Erfüllung der entsprechenden Voraussetzungen – zum Erlass einer Sanierungsan-
ordnung nach dem BBodSchG bzw. dem USchadG führen. Bildlich gesprochen wurde 
der Sanierungsfall dann anlässlich der Erstellung des AZB herbeigebohrt. Dass der AZB 
bis zur Errichtung/Inbetriebnahme der Anlage nachgereicht werden kann (§ 7 Abs. 1 
Satz 5 der 9. BImSchV) und so gesehen keine materielle Genehmigungsvoraussetzung 
darstellt, ist angesichts des vorbezeichneten Risikos ein nur schwacher Trost. 

Bei Anlagen, in denen mit einer Vielzahl relevanter gefährlicher Stoffe umgegangen 
wird, kann die Erstellung des AZB unter Umständen besonders zeit- und kostenauf-
wendig sein10 und ein Genehmigungsverfahren (ggf. erheblich) verzögern. 

Für die Genehmigung von Abfallentsorgungsanlagen gilt insoweit eine Erleichterung, 
als gefährliche Stoffe in Abfällen nach Auffassung der Länderarbeitsgemeinschaft Bo-
denschutz (LABO) nicht zum Gegenstand eines AZB gemacht werden müssen, weil 
Abfälle vom Anwendungsbereich der CLP-VO ausgenommen sind.11 Dem entspricht 
nach Kenntnis des Verfassers die gegenwärtige Genehmigungspraxis in den Bundes-
ländern. Allerdings ist darauf hinzuweisen, dass nach der – nicht rechtsverbindlichen 
– Auffassung der EU-Kommission auch die in Abfällen enthaltenen gefährlichen Stoffe 
für die Erstellung eines AZB von Relevanz sein sollen.12

10	 So etwa bei Vielstoffanlagen der chemischen Industrie.
11	 Siehe hierzu die Arbeitshilfe zum Ausgangszustandsbericht der LABO, Stand 07.08.2013 (redaktionelle 

Korrekturen Stand 15.04.2015), S. 9, https://www.labo-deutschland.de/documents/LABO_Arbeitshilfe_AZB_
Stand_2015-04-15.pdf, abgerufen am 09.12.2016.

12	 Mitteilung der Kommission 2014/C 136/03 in: Abl. EU C 136/3 vom 06.05.2014.
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